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Einleitung  

Raingard Knauer und Benedikt Sturzenhecker 

Interviewerin: Wer ist hier im Kindergarten der Bestimmer? 
Kind: Die Erzieher. 
I: Die Erzieherinnen sind die Bestimmer? 
K: Und die Bösse. 
I: Könnt ihr mir das genauer erklären? 
K: Die Erzieher bestimmen in der Gruppe immer, was die Kinder  
machen sollen. […] 
I: Was denn zum Beispiel? 
K: Hier so, ob man in der Bauecke ist oder … 
K: … in der Kuschelecke oder sich ein Buch anguckt. […] 
K: Mit Schleichtieren spielen. 
K: Oder was spielen. 
K: Oder basteln. 
K: Oder malen. 
K: Das dürfen wir selber aussuchen. […] 
I: Und woran merkt man noch, dass die Erzieherinnen bestimmen? 
K: Weil die groß sind und wenn man groß ist, ist man ja die Bösse. 
(Kita 2, Kinder, Z. 23 – 65)1 

In diesem Zitat wird deutlich, dass schon Kinder in Kindertageseinrichtun-
gen die Machtverhältnisse der pädagogischen Institution sehr klar beschrei-
ben können. Es sind „die Großen“, die Entscheidungen treffen, Regeln be-
stimmen und entscheiden, was richtig und was falsch ist. Macht ist ein 
jeglicher Pädagogik immanenter Aspekt – auch schon in der pädagogischen 
Arbeit mit sehr jungen Kindern. Jedes pädagogische Setting ist immer auch 
ein machtvolles Verhältnis. Dies ist ein Charakteristikum von Pädagogik, 
dem keine pädagogische Fachkraft entgehen kann. Verantwortlich für die 
Gestaltung von Macht in pädagogischen Verhältnissen sind immer zunächst 
die Erwachsenen. In sozialpädagogischen Einrichtungen sind diese verpflich-
tet ihre Macht einzugrenzen und Pädagogik demokratisch zu gestalten (UN-
Kinderrechtskonvention, §§ 8, 11, 36 des SGB VIII). Im Rahmen des Kinder-
schutzgesetzes hat der Gesetzgeber in Deutschland darüber hinaus Partizipa- 

                                                                                 

1  Das Zitat stammt aus der Studie „Schlüsselkompetenzen pädagogischer Fachkräfte in Kinder-
tageseinrichtungen für Bildung in der Demokratie“ (Bartosch et al. 2015, S. 34).  
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tion und das Recht jedes Kindes, Beschwerde in persönlichen Angelegenhei-
ten führen zu dürfen, zu einer zwingenden Voraussetzung für die Erteilung 
der Betriebserlaubnis für Kindertageseinrichtungen und Heimerziehung ge-
macht (§ 45 SGBVIII). Kinderrechte und ihre Verbindungen zu den ver-
schiedenen Themen der Kindheitspädagogik sind daher obligatorisch in 
Ausbildungen und Studiengängen der Kindheitspädagogik. Aber auch an-
dere Studiengänge, die für die sozialpädagogische Arbeit mit Kindern quali-
fizieren, sind gehalten diese Grundthemen von Pädagogik, sowie ihren Nie-
derschlag in gesetzlichen Regelungen aufzugreifen. 

Auch wenn die konkrete Ausrichtung dieser Studiengänge vielfältig ist, 
sollte ihnen gemeinsam sein, dass sie ein pädagogisches Konzept vertreten, 
das Kinderrechten einen zentralen Stellenwert zumisst. Artikel 12 der UN-
Kinderrechtskonvention legt fest: „(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, 
das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung 
in allen das Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äußern und berück-
sichtigen die Meinung des Kindes angemessen und entsprechend seinem Al-
ter und seiner Reife“. Damit Kinder ihre Rechte auch wahrnehmen können, 
sind sie in hohem Maße von Erwachsenen abhängig, die ihnen diese Rechte 
zugestehen und pädagogisch eröffnen. Damit werden die Themen Partizipa-
tion und Kinderrechte zu zentralen Themen pädagogischer Ausbildungen – 
insbesondere der Studiengänge der Kindheitspädagogik. 

Wir besprechen in diesem Buch immer wieder von demokratischer Par-
tizipation. Diesen Begriff verwenden wir um eine Partizipation zu qualifizie-
ren, die auf einer rechtlichen Kodifizierung besteht und die diese Rechte als 
tatsächliche Mitentscheidung und Mitverantwortung von Kindern in päda-
gogischen Einrichtungen strukturell verankert. Partizipation meint hier 
nicht irgendwie mitmachen oder dabei sein, sondern erhebt den Anspruch 
der Demokratie, dass das Volk (gr.: demos) – in unserem Falle die Kinder und 
anderen Beteiligten in den sozialpädagogischen Institutionen – sich tatsäch-
lich die Macht (gr.: kratia) teile. Im Begriff der Partizipation geht es genau 
darum, er kommt von den lateinischen Wörtern partem capere, (s)einen Teil 
ergreifen (kapern). Es geht uns in der demokratischen Partizipation darum, 
dass Kinder berechtigt werden, sich ihren Teil an den Entscheidungen zu 
nehmen, die ihr eigenes Leben betreffen, aber auch die gemeinschaftliche Ge-
staltung der pädagogischen Einrichtungen, der Kommune, der Gesellschaft, 
Deutschlands, Europas und der gesamten Welt. Es geht darum, wie die de-
mokratische Beteiligung an gemeinschaftlichen Entscheidungen und der 
Mitverantwortung für die daraus entstehenden Aufgaben und Folgen bereits 
in der Kindheit und den kindheitspädagogischen Institutionen beginnen 
kann, um sich von dort aus stetig zu erweitern.  

Das vorliegende Fachbuch für Kindheitspädagogik bzw. Sozialpädagogik 
will zentrale Aspekte von Partizipation für Kindheitspädagogik beleuchten. 
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Im ersten Abschnitt werden Grundlagen von demokratischer Partizipation 
in kindheitspädagogischen Arbeitsfeldern beschrieben. Der zweite Abschnitt 
beschäftigt sich mit Herausforderungen demokratischer Partizipation in ver-
schiedenen Handlungsfeldern. Abschließend werden empirische Hinweise 
auf Realität und Gestaltung von Partizipation aus zwei Forschungsprojekten 
vorgestellt.  

Dabei kombiniert das Buch einerseits Texte, die als Einführungen in die 
jeweiligen Fragestellungen und Konzepte gelesen werden können. Anderer-
seits gibt es Texte, die den neuesten Stand von Forschung und Theorieent-
wicklung dokumentieren. Das Buch bietet also Grundlagen zur demokrati-
schen Partizipation von Kindern an, regt aber auch an, sich vertiefend mit 
den Fragen auseinanderzusetzen und selbst Forschung und Entwicklung zu 
diesem Thema weiterzutreiben. 

Demokratische Partizipation von Kindern – Grundlagen  

Im ersten Abschnitt werden grundlegende Themen der Partizipation von 
Kindern behandelt. 

Jörg Maywald beleuchtet in seinem Text „Das Recht gehört zu werden. Be-
teiligung als Grundrecht jedes Kindes“ die internationale und nationale Be-
deutung von Kinderrechten. Partizipation ist – so wird hier deutlich – keine 
paternalistisch gewährte Gnade von Erwachsenen, sondern als Teil der Men-
schenrechte ein Recht aller – auch der Kinder. Damit muss Partizipation vo-
raussetzungslos gewährt und kann nicht vom Wohlverhalten der Kinder ab-
hängig gemacht werden. Partizipation ist in erster Linie eine auch rechtlich 
geforderte Umsetzung von Kinderrechten. Die Perspektive von Kinderrech-
ten als Basis von Partizipation justiert die pädagogische Blickrichtung, die 
nach wie vor häufig von Fürsorgedenken geprägt ist.  

Wie Partizipation als Klärung der Rechte von Kindern in Kindertagesein-
richtungen umgesetzt werden kann, zeigt das bereits 2001 entworfene und seit-
dem in Theorie und Praxis laufend weiterentwickelte Konzept „Die Kinder-
stube der Demokratie“. Raingard Knauer, Benedikt Sturzenhecker und Rüdiger 
Hansen stellen in ihrem Beitrag „Demokratische Partizipation in Kindertages-
einrichtungen. Konzeptionelle Grundlagen“ die konzeptionellen Grundlagen 
dieses Konzepts vor. Es beinhaltet, wie man Demokratie mit Kindern in Kitas 
konkret umsetzen kann. Neben den Kinderrechten zeigen die Autorin und die 
Autoren das Potenzial von Partizipation für Demokratiebildung und entwer-
fen auf der Basis demokratietheoretischer Rückgriffe konkrete Vorschläge für 
eine demokratische Alltagsgestaltung von Kindertageseinrichtung, die auf der 
Klärung von Rechten und der Entwicklung demokratischer Verfahren und 
Gremien beruht.  
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Eine besondere Herausforderung stellt in diesem Zusammenhang die 
Verpflichtung von Kindertageseinrichtungen dar, Kindern Beschwerde-
rechte zu eröffnen. Rüdiger Hansen und Raingard Knauer schlagen in ihrem 
Text „Beschwerdeverfahren für Kinder in Kindertageseinrichtungen. Annähe-
rungen an Standards für die Umsetzung des § 45 SGB VIII“ 16 Standards für 
die Umsetzung es § 45 SGVIII vor. Sie geben hier Einblick in einen laufenden 
Prozess der Konkretisierung der gesetzlichen Vorgabe des § 45 SGB VIII für 
Kindertageseinrichtungen. Sie zeigen damit, dass schon Kita-Kinder sich be-
schweren können und wie die pädagogischen Fachkräfte Beschwerden von 
Kindern herausfordern und bearbeiten können.  

Wenn Partizipation ein Recht aller Kinder ist, verlangt dies auch einen 
Blick auf Differenzkategorien. Iris Beck beschäftigt sich in ihrem Beitrag mit 
dem Thema „Partizipation und Inklusion in der Kinder- und Jugendhilfe“. 
Dabei macht sie deutlich, dass Inklusion als Grundprinzip der Kinder und 
Jugendhilfe sich eben nicht auf eine bestimmte Differenzkategorie (Migra-
tion, Behinderung, Armut etc.) reduzieren lässt, sondern den Blick auf pre-
käre Inklusionen oder Exklusionsverkettungen schärft. Partizipation ist in 
diesem Zusammenhang ein Struktur-, aber gleichzeitig auch ein Handlungs-
prinzip, das die demokratischen Prinzipien pädagogischen Handelns mit un-
terschiedlichen Menschen konkretisiert. 

Dass Partizipationserfahrungen und die Entwicklung von Resilienz in ho-
hem Maße zusammenhängen, beschreibt Roland Lutz in seinem Aufsatz „Zu-
sammenhänge von Partizipation und Resilienz“. Um Widerstandsfähigkeit 
entwickeln zu können benötigen Kinder – so Lutz – Selbstwirksamkeitser-
fahrungen. Diese erhalten sie in besonderem Maße in demokratisch gestalte-
ten Kindertageseinrichtungen. In seinem abschließenden Postulat „Erzie-
hung ist politisch“ wird deutlich, dass es im Zusammenhang mit Resilienz-
entwicklung immer auch um politische Bildung schon in Kindertagesein-
richtungen geht. 

Wie man Demokratiebildung operationalisieren kann zeigen Elisabeth 
Richter, Helmut Richter, Benedikt Sturzenhecker, Teresa Lehmann und Mo-
ritz Schwerthelm in ihrem Beitrag „Bildung zur Demokratie – Operationali-
sierung des Demokratiebegriffs für pädagogische Institutionen“. Dieser Text ist 
aus der begrifflichen Reflexion empirischer Erkenntnisse erwachsen, die im 
Forschungsprojekt „Demokratiebildung in Kindertageseinrichtungen“ ge-
wonnen werden konnten. Die Ergebnisse des Forschungsprojektes werden 
weiter unten im Buch berichtet. Die Autorinnen und Autoren schlagen mit 
Rückgriff auf Dewey eine Verortung von Partizipation auf der Institutionen-
ebene (Kommunalpädagogik) und der Interaktionsebene (pädagogischer 
Diskurs) vor. Sie operationalisieren Demokratie für pädagogische Institutio-
nen in Anlehnung an Habermas als „deliberative Demokratie“ und „Exper- 
tendemokratie“. Der Beitrag versucht die begrifflichen Konzepte für die Ge- 
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staltung und Reflexion demokratischer Partizipation speziell in pädagogi-
schen Institutionen zu schärfen. 

Demokratische Partizipation von Kindern  
in pädagogischen Handlungsfeldern 

Im zweiten Abschnitt wird Partizipation von Kindern in spezifischen Hand-
lungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe differenziert.  
Wie Menschen außerhalb der Familie in einem demokratischen System zu-
sammen leben können, erfahren viele Kinder zum ersten Mal in der Kinder-
tageseinrichtung – und hier zunehmend in der Krippe. Wie pädagogische 
Fachkräfte Kindern Demokratie in der Krippe erfahrbar machen können, 
zeigt Yvonne Rehmann in ihrem Aufsatz „Partizipation in der Krippe“. Sie 
analysiert theoretisch und konzeptionell, warum Partizipation in diesem 
Handlungsfeld notwendig und wie Partizipation möglich ist. Hier wird deut-
lich, dass Partizipation schon in sehr basalen Fachkraft-Kind-Interaktionen 
ansetzt (beim Wickeln, Essen, Spielen u. v. m.). 

Kindheit ist zunächst und nachhaltig Familienkindheit. Dass pädagogi-
sche Institutionen in ihrer Arbeit mit den Kindern daher immer auch die Le-
benswelten von Müttern und Vätern berücksichtigen müssen, stellt vor allem 
Familienzentren vor hohe Herausforderungen. Sylvia Kägi beschreibt in ih-
rem Text „Am Alltag orientierte Lebensweltgestaltung in Familienzentren – 
eine partizipative Herausforderung“ vor welchen komplexen Herausforde-
rungen Familienzentren stehen und die Bedeutung von Partizipation als Ba-
sis lebensweltorientierten professionellen Handelns.  

Mit ihrem Text „Partizipation am Übergang von der Kindertageseinrichtung 
in die Grundschule“ beleuchtet Kathrin Aghamiri die i. d. R. erste Schnittstelle 
zwischen nicht-formeller Bildung (Jugendhilfe) und formeller Bildung 
(Schule). Transitionen fordern Menschen an verschiedenen Stellen im Lebens-
lauf heraus. Selten wird dabei die Perspektive einer systematischen Beteiligung 
der Subjekte (hier der Kinder) thematisiert. Kathrin Aghamiri zeigt die Not-
wendigkeit einer Partizipationsorientierung in diesem Feld und gibt Hinweise 
und Anregungen, wie eine Beteiligung der Kinder hier aussehen könnte. 

Kinderlebenswelten werden auch in Einrichtungen der Offenen Kinder 
und Jugendarbeit virulent. Die Altersgruppe der Kinder stellt eine große und 
zunehmend größer werdende Zielgruppe der Offenen Kinder- und Jugend-
arbeit dar. Benedikt Sturzenhecker und Moritz Schwerthelm skizzieren, in ih-
rem Aufsatz „Demokratie ist machbar – gerade in der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit“, die Potenziale und Herausforderungen von Demokratiebil-
dung mit Kindern in diesem Arbeitsfeld der Jugendhilfe. 



12 

Dass und wie Partizipation in den erzieherischen Hilfen zu einem 
Kernthema geworden ist, stellen Remi Stork und Kathrin Aghamiri in ihrem 
Text „Partizipation von Kindern in Wohngruppen der stationären Erziehungs- 
hilfe“ vor. In der Heimerziehung hat Partizipation einerseits eine lange Tra-
dition (Korczak, Bernfeld etc.), andererseits war der Lebensort „Heim“ bis 
weit in die 1970er Jahre hinein durch spezifische Gewaltverhältnisse gekenn-
zeichnet und ist dies möglicherweise immer noch, wie aktuelle Skandale zei-
gen. In diesem Text wird deutlich, vor welchen Herausforderungen das Ar-
beitsfeld der stationären Erziehungshilfe in Bezug auf die Umsetzung von 
Kinderrechten im Alltag der Heimerziehung steht. Demokratische Partizipa-
tion ist ein wichtiges Element der Verminderung von Gewaltverhältnissen in 
pädagogischen Einrichtungen, besonders stationären Settings. 

Demokratische Einmischung von Kindern und Jugendlichen vollzieht 
sich nicht nur in pädagogischen Institutionen, sondern immer auch im öf-
fentlichen politischen Raum – insbesondere in der Kommune. Der Arti-
kel von Benedikt Sturzenhecker „Demokratiescouts – ein Vorschlag zur Stär-
kung jugendlicher Partizipation an demokratischen Öffentlichkeiten und 
Entscheidungen in der Kommune“ zeigt, dass eine Beteiligung von Kinder- 
und Jugendlichen im kommunalen öffentlichen Raum eben nicht selbstver-
ständlich ist, sondern dass diese Schnittstelle gezielt unterstützt werden muss 
z. B. durch Demokratiescouts. 

Ulrike Voigtsberger zeigt in ihrem Text „Zur Bedeutung der demokrati-
schen Beteiligung von Fachkräften in der Kinder- und Jugendhilfe“ dass Parti-
zipation von Kindern keine nur auf sie beschränkte Angelegenheit sein darf. 
Stattdessen müssen demokratische Strukturen, Rechte und konkrete Mög-
lichkeiten der Mitentscheidung und Mitgestaltung die gesamte Institution 
durchziehen und d. h. selbst verständlich auch die Fachkräfte darin einzube-
ziehen. Am Beispiel von Kindertageseinrichtungen begründet sie, warum die 
Beteiligung der Kinder eine Beteiligung der Fachkräfte zwingend voraussetzt. 
Zudem verweist sie auf Forschungsergebnisse, die zeigen, dass eine Beteili-
gung von Fachkräften positive Wirkungen auf die Entfaltung von Partizipa-
tion der AdressatInnen hat und diese wiederum die Wirkung von Sozialpä-
dagogik zentral bedingt. Partizipation – so wird hier deutlich – gelingt nur 
als Prinzip für die ganze Institution. 

Ulrich Bartosch, Christiane Bartosch und Agnieszka Maluga beschreiben 
in ihrem Text „Was müssen pädagogische Fachkräfte für Demokratiebildung 
in der Kindertageseinrichtung können und wie können sie ihre Kompetenzen 
ausbauen?“ Ergebnisse des Forschungsprojekts „Schlüsselkompetenzen pä-
dagogischer Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen für Bildung in der De- 
mokratie“. Sie machen Vorschläge für ein Qualifikationsprofil und formulie-
ren Hinweise für die Ausbildung pädagogischer Fachkräfte. 
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Elisabeth Richter und Teresa Lehmann stellen in ihrem Aufsatz „Partizi-
pation in der Kita zwischen deliberativer und Expertendemokratie“ ausge-
wählte Ergebnisse des dreijährigen Forschungsprojekts „Demokratiebildung 
in Kindertageseinrichtungen“ (DeiKi) vor. Das Projekt beinhaltet die erste 
große qualitative Erforschung der Praxis von Demokratiebildung mit Kin-
dern in Kitas, sich selbst als demokratieorientiert verstehen. Am Beispiel 
zweier Fallstudien rekonstruieren die Autorinnen das Partizipationsver-
ständnis pädagogischer Fachkräfte und die gemeinsame Erzeugung von Par-
tizipationsverhältnissen mit den Kindern im Spannungsverhältnis von de-
liberativer Demokratie und Expertendemokratie. 

Literatur 

Bartosch, U.; Knauer, R.; Bartosch, Ch.; Bleckmann, J.; Grieper, E.; Maluga; A.; Nissen, I. 
(2015): Schlüsselkompetenzen pädagogischer Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen für 
Bildung in der Demokratie, Kiel.  
 



14 

1.   

 



15 

 
Demokratische  
Partizipation  
von Kindern. 
Grundlagen 

 

 

 

  

 



16 

1 Das Recht gehört zu werden  
Beteiligung als Grundrecht jedes Kindes 

Jörg Maywald 

Als unmittelbarer Ausdruck der jedem Menschen innewohnenden Würde sind 
Kinder von Beginn an Träger unveräußerlicher Menschenrechte. Kinder als 
Rechtssubjekte zu achten und ihre Rechte zu verwirklichen, ist Aufgabe der 
Eltern und darüber hinaus aller Akteurinnen und Akteure, die mit Kindern oder 
für Kinder tätig sind. Mit der Orientierung an den Kinderrechten ist die Absage 
an überkommene paternalistische Haltungen verbunden. Kinder sind nicht 
bloß Objekt des Schutzes und der Fürsorge. Kinderrechtsschutz ist weitaus 
mehr als Kinderschutz. Eine an den Kinderrechten orientierte Pädagogik er-
kennt das Kind als eigenständigen Träger von Schutz-, Förder- und Beteili-
gungsrechten an und trägt zur Verwirklichung der Kinderrechte bei. 

Das Recht des Kindes auf Beteiligung an allen es betreffenden Entscheidun-
gen ist ein fundamentales Kinderrecht und zugleich eine pädagogische Her-
ausforderung. Damit verbunden tauchen zahlreiche Fragen auf: Welche 
Rolle im Gesamtzusammenhang der internationalen Kinderrechte nehmen 
die Beteiligungsrechte ein? Welches Verhältnis besteht zwischen der UN-
Kinderrechtskonvention und nationalem Recht? Wo ist die Beteiligung des 
Kindes rechtlich normiert? Auf welche Weise verändert sich durch Partizi-
pation das Verhältnis zwischen Kindern und Erwachsenen? Wo liegen die 
Grenzen von Beteiligung und welche Missverständnisse können auftreten? 
Worin besteht das Verhältnis zwischen Kindeswille und Kindeswohl und 
welche Bedeutung kommt dem kindlichen Willen bei Kindeswohlentschei-
dungen zu? Wie kann Partizipation in einen umfassenden Kinderrechtsan-
satz integriert werden? Was heißt alters- und reifeangemessene Beteiligung? 
Welche Anforderungen an Beteiligungsprozesse sollten gelten? Wo liegen die 
Herausforderungen für die Zukunft? 

Beteiligungsrechte im Gesamtzusammenhang  
der internationalen Kinderrechte 

Das Recht des Kindes gehört zu werden ist ein zentraler Baustein und ein 
Allgemeines Prinzip der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen 



17 

(UN-Kinderrechtskonvention, im Folgenden UN-KRK), dem globalen Men-
schenrechtsübereinkommen für alle Kinder dieser Welt. Ausgangspunkt der 
UN-KRK ist die Stellung des Kindes als Träger eigener Rechte. Gemäß Arti-
kel 1 gilt als Kind jeder Mensch, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, also Kinder und Jugendliche. Den Rechten der Kinder stehen Verpflich-
tungen der Erwachsenen gegenüber. Sowohl die Eltern als auch der Staat 
übernehmen Verantwortung für die Verwirklichung der Kinderrechte. Das 
Übereinkommen im Kontext des internationalen Menschenrechtssystems ist 
insofern einmalig, als es die bisher größte Bandbreite fundamentaler Men-
schenrechte – ökonomische, soziale, kulturelle, zivile und politische – in ei-
nem einzigen Vertragswerk zusammenbindet. Die in den 54 Artikeln darge-
legten völkerrechtlich verbindlichen Mindeststandards haben zum Ziel, 
weltweit die Würde, das Überleben und die Entwicklung von Kindern sicher-
zustellen. 

Die in dem „Gebäude der Kinderrechte“ wichtigsten und vom UN-
Ausschuss für die Rechte des Kindes als Allgemeine Prinzipien definierten 
Rechte finden sich in den Artikeln 2, 3, 6 und 12. Artikel 2 enthält ein umfas-
sendes Diskriminierungsverbot. Kein Kind darf aufgrund irgendeines Merk-
mals wie z. B. Geschlecht, Hautfarbe, Herkunft, Religion oder Behinderung 
benachteiligt werden. In Artikel 3 Abs. 1 ist der Vorrang des Kindeswohls 
festgeschrieben, demzufolge das Wohl des Kindes bei allen Gesetzgebungs-, 
Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen vorrangig zu berücksichtigen ist. 
Artikel 6 sichert das grundlegende Recht jedes Kindes auf Leben, Überleben 
und bestmögliche Entwicklung. Gemäß Artikel 12 hat jedes Kind das Recht, 
in allen Angelegenheiten, die es betreffen, unmittelbar oder durch einen Ver-
treter gehört zu werden. Die Meinung des Kindes muss angemessen und ent-
sprechend seinem Alter und seiner Reife berücksichtigt werden. 

Art.  12 (Berücksichtigung des Kindeswillens) – der in der UN-KRK 
wichtigste Artikel zur Beteiligung – lautet wie folgt: „(1) Die Vertragsstaaten 
sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, das 
Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenheiten frei 
zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen und 
entsprechend seinem Alter und seiner Reife. (2) Zu diesem Zweck wird dem 
Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen das Kind berührenden Ge-
richts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen 
Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen 
Verfahrensvorschriften gehört zu werden.“ 

Da Art.  12 UN-KRK nicht nur ein Einzelrecht, sondern zugleich ein All-
gemeines (Querschnitts-)Prinzip enthält (UN-Ausschuss für die Rechte des 
Kindes 2009, S. 4), ist dieses Recht bei der Interpretation und Umsetzung al-
ler anderen Rechte zu beachten. Insbesondere bei der Bestimmung der „bes-
ten Interessen des Kindes“ (Kindeswohl) gemäß Art.  3 Abs. 1 UN-KRK müs- 
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sen die Meinung und der Wille des Kindes alters- und reifeangemessen be-
rücksichtigt werden. 

In der UN-KRK wird eine große Zahl weiterer Rechte von Kindern for-
muliert, die sich auf unterschiedliche Lebenssituationen und Lebensbereiche 
beziehen und nach Schutzrechten, Förderrechten und Beteiligungsrechten un-
terschieden werden können. Zu den Schutzrechten gehören u. a. das Recht 
auf Schutz der Identität, das Recht auf Schutz vor unberechtigter Trennung 
von den Eltern, das Recht auf Schutz der Privatsphäre, das Recht auf Schutz 
vor schädigenden Einflüssen durch Medien und das Recht auf Schutz vor je-
der Form körperlicher oder seelischer Gewaltanwendung, Misshandlung  
oder Vernachlässigung einschließlich des sexuellen Missbrauchs. Wichtige 
Förderrechte sind u. a. das Recht auf Gedanken, Gewissens- und Religions-
freiheit, das Recht auf Förderung von Kindern mit Behinderung, das Recht 
auf Gesundheitsfürsorge und auf einen angemessenen Lebensstandard, das 
Recht auf Bildung und das Recht auf Ruhe, Freizeit, Spiel und Erholung. 
Schließlich gehören zu den Beteiligungsrechten insbesondere das Recht auf 
Berücksichtigung der Meinung des Kindes, das Recht auf freie Meinungsäu-
ßerung sowie auf Informationsbeschaffung und Informationsweitergabe so-
wie das Recht auf Nutzung der Medien. 

Neben den materiellen Rechten enthält die UN-KRK eine Reihe von Re-
gelungen zur Umsetzung. Hierzu gehört auch, die Kinderrechte durch geeig-
nete Maßnahmen bei Erwachsenen und auch bei Kindern und Jugendlichen 
allgemein bekannt zu machen. Mit dieser Verpflichtung bekennen sich die 
Staaten zu einer umfassenden Kinder- und Menschenrechtsbildung auf allen 
Ebenen, sowohl gegenüber Eltern und Fachkräften als auch gegenüber Kin-
dern jeder Altersstufe. 

Verhältnis zwischen UN-Kinderrechtskonvention und  
nationalem Recht 

Deutschland hat die UN-KRK 1992 ratifiziert, zunächst allerdings mit Vor-
behalten. Erst 2010 wurde die Vorbehaltserklärung zurückgenommen, seit-
dem gilt die Konvention als geltendes Recht uneingeschränkt für jedes in 
Deutschland lebende Kind. Sie schafft subjektive Rechtspositionen und be-
gründet innerstaatlich unmittelbar anwendbare Normen. Gerichte wie auch 
Regierungen und Verwaltungen sind in vollem Umfang an sie gebunden. 

Gemäß Artikel 25 des Grundgesetzes nimmt die Konvention den Rang 
eines einfachen Bundesgesetzes ein. Sie steht damit allerdings nicht über der 
Verfassung. Im Falle einer Konkurrenz zwischen Grundgesetz und UN-KRK 
kommt dem Grundgesetz eine Vorrangstellung zu. Zwar gelten sämtliche im 
Grundgesetz enthaltenen Menschenrechte auch für Kinder. Im Unterschied 
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zu den Elternrechten sind die Kinderrechte aber bis heute nicht explizit im 
Grundgesetz enthalten. Insbesondere fehlen ein bereichsübergreifender Kin-
deswohlvorrang sowie das Recht auf Partizipation, die sicherstellen würden, 
dass die subjektiven und objektiven Interessen der Kinder bei Abwägungs-
entscheidungen verpflichtend berücksichtigt werden müssen. 

Rechtliche Normierung der Beteiligung des Kindes 

Neben der UN-KRK existiert eine Reihe weiterer gesetzlicher Bestimmungen 
auf unterschiedlichen Ebenen, in denen Beteiligungsrechte für Kinder nie-
dergelegt sind. Die seit dem 1.12.2009 in Deutschland verbindliche EU-
Grundrechtecharta enthält in Artikel 24 explizite Kinderrechte. Dort heißt 
es: „(1) Kinder haben Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für ihr 
Wohlergehen notwendig sind. Sie können ihre Meinung frei äußern. Ihre 
Meinung wird in den Angelegenheiten, die sie betreffen, in einer ihrem Alter 
und ihrem Reifegrad entsprechenden Weise berücksichtigt. (2) Bei allen Kin-
der betreffenden Maßnahmen öffentlicher oder privater Einrichtungen muss 
das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein. (3) Jedes Kind hat An-
spruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu 
beiden Elternteilen, es sei denn, dies steht seinem Wohl entgegen.“ 

Auf nationaler Ebene wurde das Recht des Kindes auf Beteiligung bereits 
im Jahr 1980 im Zusammenhang mit der Großen Sorgerechtsreform in 
§ 1626 Abs. 2 BGB normiert: „Bei der Pflege und Erziehung berücksichtigen 
die Eltern die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes 
zu selbständigem verantwortungsbewusstem Handeln. Sie besprechen mit 
dem Kind, soweit es nach dessen Entwicklungsstand angezeigt ist, Fragen der 
elterlichen Sorge und streben Einvernehmen an.“ 

Auch das 2009 in Kraft getretene Familienverfahrensrecht, das in Fällen 
von Trennung und Scheidung sowie bei Kindeswohlgefährdung von großer 
Bedeutung ist, enthält auf Kinder bezogene Partizipationsrechte. Gemäß 
§ 159 FamFG (Persönliche Anhörung des Kindes) hat das Gericht das Kind 
persönlich anzuhören, wenn es das 14. Lebensjahr vollendet hat. Jüngere 
Kinder sind persönlich anzuhören, „wenn die Neigungen, Bindungen oder 
der Wille des Kindes für die Entscheidung von Bedeutung sind oder wenn 
eine persönliche Anhörung aus sonstigen Gründen angezeigt ist“ (§ 159 
Abs. 2 FamFG). 

In Fällen nach den §§ 1666 und 1666a BGB, in denen es um eine Kindes-
wohlgefährdung geht, soll das Kind ebenfalls in der Regel selbst angehört 
werden. In einem so genannten Erörterungsgespräch gemäß § 157 FamFG 
soll das Gericht „in geeigneten Fällen auch mit dem Kind erörtern, wie einer 
möglichen Gefährdung des Kindeswohls, insbesondere durch öffentliche 
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Hilfen, begegnet werden und welche Folgen die Nichtannahme notwendiger 
Hilfen haben kann“. 

Das Kind hat in allen kindschaftsrechtlichen Verfahren, die seine Person 
betreffen bzw. in Verfahren, in denen es angehört werden soll, ein eigenes 
Beschwerderecht, wenn es mindestens 14 Jahre alt ist. Das Beschwerderecht 
besteht unabhängig vom Willen der sorgeberechtigten Eltern. Eine Entschei-
dung, gegen die das Kind das Beschwerderecht ausüben kann, ist gemäß 
§ 164 FamFG dem Kind selbst bekannt zu machen, wenn es mindestens 14 
Jahre alt ist. 

Da die Eltern im Rahmen eines familiengerichtlichen Verfahrens nicht 
immer in der Lage sind, die Interessen ihres Kindes ausreichend zu vertreten, 
kann das Gericht dem Kind nach § 158 FamFG einen Verfahrensbeistand als 
„Anwalt des Kindes“ zur Seite stellen, wenn das Interesse des Kindes zu dem 
seiner gesetzliche Vertreter in erheblichem Gegensatz steht. Aufgabe des 
Verfahrensbeistands ist es, die Interessen des Kindes festzustellen und im ge-
richtlichen Verfahren zur Geltung zu bringen. Sowohl der geäußerte Wille 
(subjektives Interesse) als auch das Wohl des Kindes (objektives Interesse) 
sind dabei von Belang. Der Verfahrensbeistand muss also den Willen des 
Kindes ermitteln, diesen in den Lebenszusammenhang des Kindes einordnen 
und dann vor diesem Hintergrund die Meinung des Kindes im Hinblick auf 
seine objektiven Interessen bewerten. 

Das 1990 in Kraft getretene Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) 
enthält in § 8 Abs. 1 umfassende Beteiligungsrechte: „Kinder und Jugendli-
che sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffenden 
Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in geeig-
neter Weise auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren 
vor dem Familiengericht, dem Vormundschaftsgericht und dem Verwal-
tungsgericht hinzuweisen.“  

Gemäß § 17 SGB VIII sind im Fall der Trennung und Scheidung die Eltern 
„unter angemessener Beteiligung des betroffenen Kindes oder Jugendlichen“ 
bei der Entwicklung eines einvernehmlichen Konzepts für die Wahrnehmung 
der elterlichen Sorge und der elterlichen Verantwortung zu unterstützen. § 18 
SGB VIII enthält einen eigenen Anspruch des Kindes auf Beratung und Unter-
stützung bei der Ausübung des Umgangsrechts nach § 1684 Abs. 1 BGB. Neh-
men die Eltern Hilfen zur Erziehung in Anspruch, sind die Kinder gemäß § 36 
Abs. 2 SGB VIII an der Aufstellung eines Hilfeplans zu beteiligen. 

Mit Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzes am 1.1.2012 wurde 
neu in das Kinder- und Jugendhilfegesetz aufgenommen, dass gemäß § 45 
Abs. 2 SGB VIII im Zuge der Erlangung einer Erlaubnis für den Betrieb einer 
Einrichtung „zur Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in der 
Einrichtung geeignete Verfahren der Beteiligung sowie der Möglichkeit der 
Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten Anwendung finden“. 
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Einige Bundesländer haben Beteiligungsrechte von Kindern und Jugend-
lichen in ihre Gemeindeordnung aufgenommen. So heißt es in § 47 f der Ge-
meindeordnung für Schleswig-Holstein, dass die „Gemeinde (…) bei Pla-
nungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen 
berühren, diese in angemessener Weise beteiligen [muss]. Hierzu muss die 
Gemeinde über die Beteiligung der Einwohnerinnen und Einwohner (…) 
hinaus geeignete Verfahren entwickeln.“ 

Schließlich wurde seit Ende der 1990er Jahre in zehn von 16 Bundeslän-
dern (Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-An-
halt, Schleswig-Holstein) die Wahlaltersgrenze (aktives Wahlalter) auf 16 
Jahre abgesenkt. Auf Landesebene ist das bisher in vier Ländern (Branden-
burg, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein) der Fall. Österreich kennt seit 
2007 ein Wahlrecht ab 16 Jahren bei allen Wahlen. Dort dürfen sich 16- und 
17-Jährige an Europa-, Bundes-, Landes- und Kommunalwahlen beteiligen. 

Partizipation: das Verhältnis zwischen  
Kindern und Erwachsenen 

Die Anerkennung des Kindes als Subjekt und das Recht des Kindes gehört zu 
werden, haben Auswirkungen auf das Verhältnis zwischen Kindern und Er-
wachsenen. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass die Begegnung zwischen Er-
wachsenen und Kindern jeweils in zweifacher Weise stattfindet (Maywald 
2014, S. 91ff). Einerseits – gemessen am Subjektstatus jedes Menschen – als 
Begegnung zwischen Gleichen. Dies kommt in der Forderung zum Aus-
druck, dass pädagogische Beziehungen auf Augenhöhe erfolgen sollen. Wie 
alle Menschen sind Kinder als eigenständige und gleichwertige Persönlich-
keiten zu achten. Sie sind (Rechts-)Subjekte und Experten in eigener Sache, 
ausgestattet mit einer jeweils individuellen Sichtweise, die es zu respektieren 
gilt. Kinder bringen ihre besonderen Bedürfnisse in die Beziehung ein und 
gestalten diese aktiv mit. 

Andererseits ist die Beziehung zwischen Erwachsenen und Kindern eine 
Begegnung zwischen Ungleichen. Eltern sowie Pädagoginnen und Pädago-
gen stehen in der Verantwortung, Kinder zu ihrem Recht kommen zu lassen. 
Diese Verantwortung besteht nicht in gleicher Weise auf Seiten des Kindes. 
Das Verhältnis zwischen Erwachsenen und Kindern ist insofern asymmet-
risch. Mit dieser Asymmetrie verbunden ist eine strukturelle Machtungleich-
heit. Erwachsene haben die Pflicht, ihre Macht nicht für eigene Zwecke, son-
dern ausschließlich an den besten Interessen des Kindes (Kindeswohl) 
orientiert zu gebrauchen. 

Im pädagogischen Alltag ist die Parallelität von Gleichheit und Ungleich- 
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heit nicht immer leicht zu balancieren. Eine Reduktion auf das eine oder an-
dere Element wird den Anforderungen an pädagogische Beziehungen nicht 
gerecht. Wird die Gleichheit überbewertet, so leugnet dies die zwischen Er-
wachsenen und Kindern notwendigerweise bestehenden Unterschiede. Kin-
der werden in diesem Fall wie kleine Erwachsene behandelt und die pädago-
gische Beziehung pervertiert zur Kumpanei mit allen damit verbundenen 
Gefahren von Grenzverletzungen zu Lasten des Kindes. 

Verschiebt sich umgekehrt die Balance einseitig in Richtung Ungleich-
heit, geschieht dies auf Kosten der Gleichwertigkeit von Kindern und Er-
wachsenen. Kinder werden in diesem Fall auf einen Status des „Noch nicht“ 
festgelegt. Die sich entwickelnden Fähigkeiten und die wachsende Bereit-
schaft von Kindern zu Verantwortungsübernahme bleiben unbeachtet. Er-
wachsene Verantwortung für Kinder verkehrt sich zur Verfügungsmacht 
über das Kind. Die pädagogische Beziehung erstarrt zu paternalistischer In-
besitznahme. 

Grenzen von Partizipation und Missverständnisse 

Aus dem asymmetrischen Verhältnis zwischen Erwachsenen und Kindern 
folgt, dass die Beteiligung des Kindes nicht grenzenlos ist. Kinder sind Er-
wachsenen gegenüber gleichwertig aber ihnen nicht gleich. Aufgrund der 
Entwicklungstatsache benötigen Kinder besonderen Schutz und besondere 
Fürsorge. In der Balance von Gleichheit (Kinder sind von Beginn an „Sei-
ende“) auf der einen und Verschiedenheit (Kinder sind bis zum Erwachse-
nensein „Werdende“) auf der anderen Seite liegt die besondere Herausforde-
rung im Umgang der Erwachsenen mit den Kindern. 

Eine erste Grenze der Beteiligung ist bei Gefährdung des Kindeswohls ge-
geben. Da Kinder die Folgen ihres Tuns nicht immer ausreichend überbli-
cken, kann die Durchsetzung des kindlichen Willens zu einer ihr Wohl ge-
fährdenden Situation führen. Die für das Kind verantwortlichen Erwachse-
nen sind in solchen Fällen gehalten, dem kindlichen Willen Schranken auf-
zuerlegen. 

Eine Grenzsetzung durch verantwortliche Erwachsene muss zweitens in 
denjenigen Fällen erfolgen, in denen die Durchsetzung des kindlichen Wil-
lens dem wohlverstandenen Interesse des Kindes (Kindeswohl) deutlich wi-
derspricht, auch ohne dass hiermit bereits eine Gefährdung verbunden wäre. 
Eine solche Entscheidung ist begründungspflichtig, muss mit den Rechten 
des Kindes in Übereinstimmung stehen und sollte dem betroffenen Kind al-
tersgerecht vermittelt werden. 
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Kindeswille und Kindeswohl 

Unter dem Begriff des Kindeswillens ist nach Dettenborn (2001, S. 63) „die 
altersgemäß stabile und autonome Ausrichtung des Kindes auf erstrebte, per-
sönlich bedeutsame Zielzustände“ zu verstehen. Unabhängig vom Bewusst-
seinsgrad der Willensäußerung und ohne Bewertung der hinter dem kindli-
chen Willen zu vermutenden Motive müssen die vom Kind selbst definierten 
Interessen gewürdigt werden. Eine Entscheidung über das Kindeswohl ohne 
altersgerechte Beteiligung des Kindes ist nicht kindgerecht. Jede Bestimmung 
der „besten Interessen“ des Kindes muss den kindlichen Willen einbeziehen 
und angemessen berücksichtigen. 

Insoweit stehen Artikel 3 Absatz 1 UN-KRK (Vorrang des Kindeswohls) 
und Artikel 12 UN-KRK (Berücksichtigung des Kindeswillens) in einem un-
auflösbaren Zusammenhang. In einem Allgemeinen Kommentar (General 
Comment) äußert sich der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes zum 
Verhältnis dieser beiden grundlegenden Artikel der Konvention wie folgt: 
„Zwischen den Artikeln 3 und 12 besteht keine Spannung, nur ein sich er-
gänzendes Verhältnis dieser beiden allgemeinen Prinzipien: das eine setzt das 
Ziel, das Kindeswohl zu verwirklichen, und das andere bietet das Verfahren 
an, das Ziel durch Anhörung des Kindes oder der Kinder zu erreichen. Tat-
sächlich kann der Artikel 3 nicht zutreffend angewandt werden, wenn Be-
standteile des Artikels 12 nicht berücksichtigt werden. Entsprechend stärkt 
Artikel 3 die Anwendbarkeit von Artikel 12, der Kindern erleichtert, ihre we-
sentliche Rolle in allen sie betreffenden Entscheidungen einzunehmen“ (UN-
Ausschuss für die Rechte des Kindes 2009, S. 17). 

Die Berücksichtigung des Kindeswillens als bedeutsamer Teilaspekt des 
Kindeswohls bedeutet nicht, dass die Entscheidung durch den kindlichen Wil-
len allein bestimmt wird. Nicht eine das Kind überfordernde Selbstbestim-
mung ist Ziel der Beteiligung. Vielmehr soll sichergestellt werden, die Sicht-
weise des Kindes als Betroffener in Entscheidungsprozessen angemessen zu 
berücksichtigen. Die Verpflichtung der verantwortlichen Erwachsenen – ins-
besondere der Eltern –, das Kind bei der Ausübung seiner anerkannten Rechte 
gemäß Art.  5 UN-KRK „zu leiten und zu führen“, bleibt davon unberührt. 

Auch im richterlichen Zusammenhang hat sich der kindliche Wille im 
Konfliktfall dem Kindeswohl unterzuordnen. „Der Kindeswille als Ausdruck 
des ‚subjektiven Kindesinteresses‘ bleibt Gesichtspunkt im Rahmen des über-
geordneten Entscheidungsmaßstabs Kindeswohl, d. h. des ‚wohlverstande-
nen Kindesinteresses’. Demgemäß muss die Verträglichkeit der vom Kind 
gewünschten Lösung mit seinem ‚Wohl’ geprüft werden. Der Kindeswille 
bindet das Gericht nicht. Die ‚wohlverstandenen Kindesinteressen’ können 
es rechtfertigen, auch von einem grundsätzlich nachvollziehbaren Kindeswil-
len abzuweichen“ (Staudinger § 1671, Rz. 234). 
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Der Kinderrechtsansatz in der Arbeit mit Kindern 

Kinder als Träger eigener Rechte anzusehen und Kinder an den sie betreffen-
den Entscheidungen systematisch zu beteiligen, hat Konsequenzen nicht nur 
für staatliches Handeln, sondern für alle Personen und Organisationen, die 
mit Kindern und für Kinder tätig sind. Eine Konsequenz besteht darin, die 
Orientierung an den Rechten des einzelnen Kindes und von Kindern insge-
samt als inneren Kern des Leitbildes von Organisationen zu betrachten, die 
mit Kindern arbeiten. Weiterhin geht es darum, sämtliche Konzepte an den 
Rechten der betroffenen Kinder auszurichten und bei den Fachkräften eine 
kinderrechtsorientierte Haltung zu fördern. Für diesen Prozess der Neuori-
entierung hat sich der Begriff des Kinderrechtsansatzes (Child Rights-Based 
Approach, Save the Children Alliance 2002) etabliert. Wie jeder Menschen-
rechtsansatz beruht der Kinderrechtsansatz auf bestimmten Prinzipien, die 
sich aus dem Charakter von Menschenrechten ergeben. Vor allem vier 
grundlegende Prinzipien können unterschieden werden: Universalität, Un-
teilbarkeit, Kinder als Träger eigener Rechte sowie Erwachsene als Verant-
wortungsträger. 

Das Prinzip der Universalität der Kinderrechte: Die Kinderrechte gelten 
weltweit in gleicher Weise für alle Kinder, unabhängig davon, in welcher Kul-
tur oder Tradition sie leben, unabhängig auch davon, unter welchen Lebens-
umständen die Kinder aufwachsen. Alle Kinder sind hinsichtlich ihrer 
Rechte gleich. Jungen und Mädchen haben gleiche Rechte. Nicht-Diskrimi-
nierung gehört zum Kernbestand der Menschen- und Kinderrechte. 

Das Prinzip der Unteilbarkeit der Kinderrechte: Alle Rechte, die Kindern 
zustehen, sind gleich wichtig und eng miteinander verbunden. Das „Gebäude 
der Kinderrechte“ ist als ganzheitliche Einheit zu verstehen. Keine Gruppe 
von Rechten ist wichtiger als eine andere. Quer zu allen Bereichen können 
Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte gleiche Geltung beanspruchen. So 
sind Kinder beispielsweise besser vor Gefahren geschützt, wenn sie ihre 
Rechte kennen und an den sie betreffenden Entscheidungen beteiligt werden. 

Das Prinzip der Kinder als Träger eigener Rechte: Kinder sind Träger ei-
gener Rechte (holders of rights). Diese Rechte müssen von ihnen nicht erwor-
ben oder verdient und sie können von ihnen auch nicht abgelegt oder veräu-
ßert werden. Sie stehen ihnen allein deshalb zu, weil sie Kind sind. 

Das Prinzip der Erwachsenen als Verantwortungsträger: Dem Prinzip der 
Kinder als Träger eigener Rechte korrespondiert die Pflicht der Erwachse-
nen, Verantwortung für die Umsetzung der Kinderrechte zu übernehmen. 
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Erwachsene sind Pflichtenträger (duty bearers), von denen die Kinder die 
Umsetzung ihrer Rechte erwarten können. Für das Wohl des einzelnen Kin-
des sind in erster Linie die Eltern verantwortlich. Aber auch Staat, Wirtschaft, 
Kultur, Sport und Medien, Verbände und Religionsgemeinschaften sowie die 
verschiedenen mit Kindern tätigen Institutionen und darüber hinaus alle in 
einer Gesellschaft lebenden Erwachsenen tragen Verantwortung für Kinder-
rechte. 

Kennzeichnend für den Kinderrechtsansatz ist, dass nicht nur nach den Be-
dürfnissen, sondern gleichermaßen nach den Rechten von Kindern gefragt 
wird. Während Bedürfnisse subjektiv und situationsabhängig sind, handelt 
es sich bei den Rechten der Kinder um objektive, von einzelnen Situationen 
unabhängige Ansprüche. Der Kinderrechtsansatz bildet den Rahmen zur 
Ausrichtung des Handelns von Personen und Organisationen an den Prinzi-
pien der UN-KRK. Damit ist er ein auf die besonderen Bedürfnisse und spe-
zifischen Rechte von Kindern und Jugendlichen ausgerichteter Menschen-
rechtsansatz. 

Kinder alters- und reifeangemessen beteiligen 

Weder die deutsche noch die internationale Rechtsordnung sieht für die Par-
tizipation des Kindes eine prinzipielle Altersgrenze vor. Kinder sind dem-
nach von Geburt an alters- und reifegemäß an den sie betreffenden Entschei-
dungen zu beteiligen. Dass bereits sehr junge Kinder einen eigenen Willen 
haben und diesen auch auszudrücken verstehen, ist unstrittig. Nicht immer 
allerdings ist es für Erwachsene leicht, den Willen eines noch sehr jungen 
Kindes zu erkennen, da dieser sich nicht sprachlich, sondern durch Mimik, 
Gestik und allgemeinen körperlichen Ausdruck des Wohl- bzw. Unwohls-
eins manifestiert. 

Um den Willen eines noch nicht der Sprache mächtigen Kindes zu erfas-
sen, benötigen Eltern und andere für das Kind verantwortliche Erwachsene 
Feinfühligkeit. Feinfühlig zu sein bedeutet gemäß dem von der Bindungsfor-
scherin Mary Ainsworth begründeten Konzepts der „Sensitivity“, die kindli-
chen Äußerungen wahrzunehmen, diese richtig zu interpretieren und darauf 
prompt und angemessen zu reagieren. Eltern sind üblicherweise gut in der 
Lage, feinfühlig auf ihr Kind zu reagieren. In emotionalen Ausnahmesituati-
onen, wie dies beispielsweise bei einer Partnertrennung häufig der Fall ist, 
benötigen sie jedoch nicht selten vorübergehend professionelle Hilfe, um auf 
ihre intuitiven elterlichen Fähigkeiten zurückgreifen zu können. 
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Beispiel Die Eltern der eineinhalbjährigen Lisa haben sich getrennt. Als Lebensmit-
telpunkt für ihre Tochter haben sie die Wohnung der Mutter bestimmt. Von 
Samstagvormittag bis Sonntagnachmittag soll Lisa beim Vater verbringen, 
der in eine eigene Wohnung gezogen ist. Die ersten Übernachtungen beim 
Vater verlaufen allerdings ungewöhnlich unruhig. Lisa schläft lange nicht 
ein, wacht nachts mehrmals verängstigt auf und ist von ihrem Vater kaum 
zu beruhigen. Am Beginn des dritten Wochenendes löst sich das Mädchen 
bei der Übergabe nur schwer von der Mutter und zeigt massive Trennungs-
ängste. Mit Unterstützung einer daraufhin zu Rate gezogenen Psychologin 
interpretieren die Eltern das Verhalten ihres Kindes als normale Tren-
nungsreaktion in einer hoch belasteten Situation. Zusätzlich zur Trennung 
der Eltern muss Lisa nämlich auch noch den vor wenigen Wochen stattge-
fundenen Übergang in die Krippe verkraften. Die Eltern vereinbaren da-
raufhin, dass der Vater seine Tochter nicht nur an zwei, sondern zusätzlich 
einige Stunden an einem weiteren Tag betreut, zugleich jedoch in den ers-
ten drei Monaten keine Übernachtung bei ihm stattfindet. Lisa kommt mit 
der geänderten Umgangsregelung viel besser zurecht und nach Ablauf der 
beschlossenen Frist sind Übernachtungen beim Vater problemlos mög-
lich. 

Ab etwa dem dritten Lebensjahr sind Kinder zunehmend in der Lage, ihre 
Vorstellungen und Wünsche sprachlich auszudrücken. Die Eltern sind ge-
mäß § 1626 Abs. 2 BGB gehalten, diese wachsenden Fähigkeiten zu berück-
sichtigen und ihr Kind in die Gestaltung der es betreffenden Regelungen ein-
zubeziehen. Nicht selten bringen Kinder dabei bedeutsame Aspekte ein, die 
den Eltern nicht in gleicher Weise präsent sind. 

Beispiel Der elfjährige Paul lebt seit der Scheidung seiner Eltern beim Vater. Zu-
nächst hatten die Eltern vorgesehen, dass er alle zwei Wochen von Freitag 
nach der Schule bis Sonntagnachmittag bei seiner Mutter verbringt. Im 
Gespräch mit den Eltern weist Paul darauf hin, dass er bei dieser Regelung 
regelmäßig Spiele seiner Basketballmannschaft versäumen müsste, die 
gewöhnlich Sonntags an seinem Wohnort stattfinden. Er schlägt daher 
vor, am Sonntag jeweils bereits nach dem Frühstück zum Vater zurückzu-
gehen. Zugleich wünscht er sich, dass seine Mutter mit ihm zumindest alle 
14 Tage einmal in der Woche für die Schule übt, da er seiner Meinung nach 
von deren Fähigkeiten als Sprachlehrerin in einigen Fächern besonders 
profitieren könnte. Nachdem es der Mutter gelungen ist, sich einen halben 
Tag in der Woche beruflich frei zu machen, schließen sich die Eltern dem 
Vorschlag von Paul an. 
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Weitaus mehr noch als Kinder sind Jugendliche in der Lage, die Folgen un-
terschiedlicher Handlungsalternativen für sich und andere abzuschätzen und 
Verantwortung für ihr eigenes Tun zu übernehmen. Aufgabe der Eltern ist 
es, diesen wachsenden Fähigkeiten ihrer Kinder zur Verantwortungsüber-
nahme angemessenen Raum zu geben. 

Welche Anforderungen an Beteiligungsprozesse  
sollten gelten? 

In seinem Allgemeinen Kommentar (General Comment) zu Art.  12 UN-
KRK hat der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes Anforderungen an 
Beteiligungsprozesse formuliert, die in den folgenden Punkten zusammen-
gefasst werden können (UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes 2009, 
S. 28 ff.): 

Transparent und informativ: Kinder müssen vollständige, zugängliche und 
ihrem Alter angemessene Informationen über ihr Recht erhalten, Meinungen 
frei zu äußern und für ihre Meinungen gebührendes Gewicht zu erhalten, 
sowie darüber, wie die Beteiligung stattfinden wird und was ihr Umfang, ihr 
Zweck und ihre möglichen Auswirkungen sind. 

Freiwillig: Kinder sollten niemals gezwungen werden, ihre Meinungen ent-
gegen ihren Wünschen zu äußern, und sie sollten darüber informiert werden, 
dass sie ihre Beteiligung zu jedem Zeitpunkt beenden können. 

Respektvoll: Die Meinungen der Kinder müssen mit Respekt behandelt wer-
den, und die Kinder sollten Gelegenheiten erhalten, eigene Ideen und Hand-
lungen einzubringen. Erwachsene, die mit Kindern arbeiten, sollten gute Bei-
spiele für die Partizipation von Kindern anerkennen, respektieren und 
berücksichtigen. 

Bedeutsam: Die Themen, zu denen Kinder ein Recht haben, ihre Meinung 
zu äußern, müssen für ihr Leben eine wirkliche Bedeutung haben und ihnen 
ermöglichen, auf ihr Wissen und ihre Fertigkeiten zurückzugreifen. Zusätz-
lich muss Raum geschaffen werden, in dem den Kindern möglich ist, die The-
men anzusprechen, die sie selbst für bedeutsam und wichtig halten. 

Kinderfreundlich: Das Umfeld und die Vorgehensweisen sollten an die Fä-
higkeiten der Kinder angepasst sein. Es sollten ausreichend Zeit und Mittel 
zur Verfügung stehen, um sicherzustellen, dass Kinder hinlänglich vorberei-
tet sind und Vertrauen und Gelegenheit haben, ihre Meinung einzubringen. 
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Es muss berücksichtigt werden, dass Kinder je nach Alter und Fähigkeiten 
unterschiedliche Unterstützung und Beteiligungsformen benötigen. 

Inklusiv: Beteiligung muss inklusiv sein, also vorhandene Muster der Diskri-
minierung vermeiden und ausgegrenzten Kindern, Mädchen ebenso wie 
Jungen, Möglichkeiten verschaffen, einbezogen zu werden. Kinder sind keine 
homogene Gruppe und zur Beteiligung muss allen Kindern gleiche Gelegen-
heit ohne Diskriminierung aus welchem Grund auch immer gegeben wer-
den. Beteiligungsprogramme müssen sicherstellen, dass sie gegenüber Kin-
dern aller sozialen Gruppen kultursensibel sind. 

Unterstützung durch Bildungsmaßnahmen: Erwachsene brauchen Vorbe-
reitung und Unterstützung, um die Partizipation von Kinder zu erleichtern, 
zum Beispiel die Fähigkeit zuzuhören, mit Kindern zusammenzuarbeiten 
und Kinder in Übereinstimmung mit ihren Fähigkeiten wirkungsvoll einzu-
beziehen. Kinder selbst können als Ausbilder und Moderatoren bei der För-
derung wirkungsvoller Partizipation beteiligt werden. 

Sicher und aufmerksam für Risiken: In manchen Situationen kann die Äu-
ßerung von Meinungen riskant sein. Erwachsene haben Verantwortung für 
die Kinder, mit denen sie arbeiten, und müssen jede Vorsicht walten lassen, 
um für die Kinder das Risiko von Gewalt, Ausbeutung und anderer negativer 
Folgen ihrer Partizipation so gering wie möglich zu halten. Zu den Aktionen, 
die zu angemessenem Schutz unternommen werden, gehört die Erarbeitung 
einer Kinderschutz-Strategie, die auf die besonderen Risiken achtet, denen 
einige Gruppen von Kindern ausgesetzt sind, und auf die Hindernisse, auf 
die sie treffen, wenn sie Hilfe suchen. Kinder müssen darüber informiert wer-
den, dass sie ein Recht haben, vor Schaden bewahrt zu werden, und wissen, 
wo sie notwendige Hilfe erhalten. 

Rechenschaftspflichtig: Wesentlich ist die Verpflichtung, die Beteiligungs-
prozesse auszuwerten. Zum Beispiel müssen die Kinder darüber informiert 
werden, wie ihre Meinungen verstanden und genutzt wurden und sie müssen 
die Gelegenheit erhalten, die Analyse der Ergebnisse zu hinterfragen und zu 
beeinflussen. Den Kindern steht auch zu, eine Rückmeldung zu erhalten, wie 
ihre Partizipation das Resultat beeinflusst hat. Wo immer es angebracht ist, 
sollte Kindern die Möglichkeit geboten werden, an Evaluationsprozessen 
mitzuwirken. 
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Herausforderungen für die Zukunft 

Pädagogische Fachkräfte, die sich den Kinderrechten, darunter dem Recht des 
Kindes auf Gehör, verpflichtet fühlen, sollten Menschen- und Kinderrechtsbil-
dung auf drei Ebenen angehen (Maywald 2012, S. 134f.): Erstens müssen die 
Fachkräfte Vorbild in punkto Kinderrechte sein. Denn Kinder werden die 
Rechte anderer nur unter der Voraussetzung achten, dass sie selbst mit ihren 
Rechten wahrgenommen, angemessen beteiligt und respektvoll behandelt wer-
den. Zweitens geht es darum, Kindern ihre Rechte altersgerecht zu vermitteln. 
Drittens müssen die Kinder selbst demokratische Verhaltensweisen einüben 
können. Hierzu bedarf es einer Verankerung der Kinderrechte in den Leitbil-
dern und Konzepten der pädagogischen Einrichtungen sowie der Förderung 
einer demokratischen Einrichtungskultur, zu der auch kindgerechte Beschwer-
deverfahren sowie unabhängige Ombudsstellen gehören. 

Insgesamt ist die Orientierung an den Kinderrechten und die Umsetzung 
des Kinderrechtsansatzes ein zentraler Baustein guter Qualität aller mit Kin-
dern und für Kinder tätigen Fachkräfte und Organisationen. Dienste und 
Einrichtungen, die für sich in Anspruch nehmen, qualitativ hochwertige Ar-
beit mit Kindern zu leisten, müssen sich daran messen, inwieweit sie zur Ver-
wirklichung der Rechte von Kindern beitragen. 

Neben Verbesserungen auf der individuellen und institutionellen Ebene 
muss die Verwirklichung der Kinderrechte aber auch auf politischer Ebene 
weiter vorangetrieben werden. Besonders in den folgenden Bereichen besteht 
(rechts-)politischer Handlungsbedarf: 

(1) Ein Monitoringsystem der Kinderrechte aufbauen: Auf allen föderalen 
Ebenen (Kommunen, Länder, Bund) sollte ein Monitoringsystem sich ergän-
zender Institutionen etabliert werden, dessen Funktion darin besteht, die 
Umsetzung der Kinderrechte zu überwachen und zu fördern, Beschwerden 
über Kinderrechtsverletzungen entgegenzunehmen und zu bearbeiten und 
Vorschläge für Verbesserungen zu entwickeln. 

(2) Stärkung der Kinderrechte im Kinder- und Jugendhilferecht: In Er-
gänzung zu den Eltern sollten die Kinder selbst durch eine entsprechende 
Änderung des § 27 SGB VIII ein Recht auf Hilfen zur Erziehung erhalten. 
Außerdem sollte § 8 Absatz 3 SGB VIII dahingehend geändert werden, dass 
das Recht des Kindes auf Beratung auch ohne Kenntnis der Personensorge-
berechtigten nicht mehr wie bisher an die Feststellung einer Not- und Kri-
sensituation gebunden wird. 

(3) Kinderrechte im Grundgesetz verankern: Die Rechte des Kindes sollten 
ausdrücklich und als Individualrechte in das Grundgesetz aufgenommen 


	Inhalt
	Einleitung (Raingard Knauer und Benedikt Sturzenhecker)
	Demokratische Partizipation von Kindern. Grundlagen
	1 Das Recht gehört zu werden. Beteiligung als Grundrecht jedes Kindes (Jörg Maywald)
	2 Demokratische Partizipation in Kindertageseinrichtungen. Konzeptionelle Grundlagen (Raingard Knauer, Rüdiger Hansen und Benedikt Sturzenhecker)
	3 Beschwerdeverfahren für Kinder in Kindertageseinrichtungen. Annäherung an Standards für die Umsetzung des § 45 SGB VIII (Rüdiger Hansen und Raingard Knauer)
	4 Partizipation und Inklusion in der Kinder- und Jugendhilfe (Iris Beck)
	5 Zusammenhänge von Partizipation und Resilienz (Ronald Lutz)
	6 Bildung zur Demokratie. Operationalisierung des Demokratiebegriffs für pädagogische Institutionen (Elisabeth Richter, Helmut Richter, Benedikt Sturzenhecker, Teresa Lehmann, Moritz Schwerthelm)

	Demokratische Partizipation von Kindern in pädagogischen Handlungsfeldern
	7 Partizipation in der Krippe (Yvonne Rehmann)
	8 Am Alltag orientierte Lebensweltgestaltung in Familienzentren. Eine partizipative Herausforderung (Sylvia Kägi)
	9 Partizipation am Übergang von der Kindertageseinrichtung in die Grundschule (Kathrin Aghamiri)
	10 Demokratie ist machbar – gerade in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit (Moritz Schwerthelm)
	11 Partizipation von Kindern in Wohngruppen der stationären Erziehungshilfe (Remi Stork und Kathrin Aghamiri)
	12 Demokratiescouts. Ein Vorschlag zur Stärkung demokratischer Partizipation von Kindern und Jugendlichen an demokratischen Öffentlichkeiten und Entscheidungen in der Kommune (Benedikt Sturzenhecker)
	13 Zur Bedeutung der demokratischen Beteiligung von Fachkräften in der Kinder- und Jugendhilfe (Ulrike Voigtsberger)

	Partizipation in der Kita. Empirische Hinweise
	14 Was müssen pädagogische Fachkräfte für Demokratiebildung in der Kindertageseinrichtung können, und wie können sie ihre Kompetenzen ausbauen? (Ulrich Bartosch, Christiane Bartosch undAgnieszka Maluga)
	15 Partizipation in der Kita zwischen deliberativer und Expertendemokratie. Erste Ergebnisse des Forschungsprojekts „Demokratiebildung in Kindertageseinrichtungen“ (DeiKi) (Elisabeth Richter und Teresa Lehmann)

	Autorinnen und Autoren


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles false
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket true
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 1000
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 1000
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1800
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice




